Materialsammlung zu den Themen Vertragsgestaltung, Niederlassung und Kooperation
Scheinselbstständigkeit vermeiden!

Im ÄBW Februar 2017 wird ein Fall geschildert, in dem statt Kaufpreis die Nachfolgerin einen verminderten Gewinnanteil vereinbart hatte. Vorsicht, weil bei fehlendem unternehmerischen Risiko (Verlust/Totalausfall) eine Scheinselbstständigkeit angenommen wird.

https://www.aerztekammer-bw.de/aerzteblatt/aebw-archiv/2017/Aerzteblatt_Baden-Wuerttemberg_02-2017.pdf
Praxisübergabe Nervenarzt in zwei Hälften?

Derzeit in Baden-Württemberg problematisch (s. Zuschrift und Stellungnahme Steuerberater folgend)

Die Nervenärzte in Niederlassung sind jetzt in einem Alter, in dem sie ihren Arztsitz verkaufen. Die Abgabe einer Hälfte an einen Neurologen und einer Hälfte an einen Psychiater zur gleichen Zeit ist in Baden- Württemberg nicht möglich (aber in anderen Bundesländern möglich). In Baden-Württemberg muss beim Verkauf einer Hälfte 1/2 Jahr dazwischen liegen. Das macht weder für die nahtlose Übergabe der Versorgung einen Sinn, noch ist es steuerlich ratsam, da nur der letzte Praxisanteil steuerlich begünstigt wird. Die andere Hälfte wird voll der Einkommenssteuer zugerechnet.

Herr Steuerberater Walz schrieb: "Steuerlich Begünstigt ist nur die Betriebsaufgabe ( Veräußerung ) eines Betriebes oder Mitunternehmeranteiles im Ganzen.
 Sprich: Beim Verkauf Ihres Anteiles in 2 unabhängigen Schritten ist nur der letzte ( nicht der erste )  = die endgültige Aufgabe begünstigt. Dies gilt auch dann wenn beide Schritte in einem Jahr erfolgen.
Der erste Schritt wäre dann   - unabhängig vom Geldfluss- im Jahr des Verkaufs als laufender Gewinn ( voller Steuersatz, kein Freibetrag ) zu versteuern.
 Bei zweiten Schritt könnte man auf jeden Fall den begünstigten Steuersatz in Anspruch nehmen, bei Veräußerungsgewinnen bis 136 T€ den vollen Freibetrag von 45 T€ und bis 181T€   Veräußerungsgewinn sich verringernd noch Teile des Freibetrages. Bei mehr als 181T Veräußerungsgewinn gibt es keinen Freibetrag. €
Beim begünstigten Steuersatz kann man mal mit 25% rechnen, meist ist es weniger.
 Fazit: Betriebsaufgabe in einem Akt ist steuerlich deutlich günstiger als in 2 Schritten. Die Betriebsaufgabe ist unabhängig vom Geldfluss im Jahr der Verwirklichung zu versteuern."
Praxisübergabe Nervenarzt in zwei Hälften nicht möglich, aber…
Stellungnahme der KV vom 24.5.17 auf die Anfrage, ob nicht ein Team von zwei halbtagswilligen Nachfolgern gemeinsam den einen nervenärztlichen Sitz übernehmen können: …diese von Herrn Freund vorgeschlagene Variante wäre auch nicht möglich. Wird ein voller Versorgungsauftrag ausgeschriebenen, trifft der Zulassungsausschuss für Ärzte die Auswahlentscheidung für einen einzigen Arzt, der die Praxisnachfolge des abgebenden Arztes antritt. Nach § 103 Abs. 4 Satz 4 SGB V hat der Zulassungsausschuss für Ärzte unter mehreren Bewerbern, die die ausgeschriebene Praxis als Nachfolger des bisherigen Vertragsarztes fortführen wollen, den Nachfolger nach pflichtgemäßen Ermessen auszuwählen. Der Gesetzgeber geht stets von einem Nachfolger der ausgeschriebenen Praxis aus, der das Praxissubstrat fortführen soll. 

Vor dem Hintergrund einer flexiblen Gestaltung der vertragsärztlichen Tätigkeit besteht für den Vertragsarzt, der als Nachfolger mit vollen Versorgungsauftrag zugelassen wurde, die Möglichkeit einen weiteren Arzt anzustellen - im gesperrten Planungsbereich mit Leistungsbegrenzung. Außerdem besteht die Möglichkeit der Begründung eines Jobsharing-Verhältnisses mit einem weiteren Arzt. Der weitere Arzt (Jobsharing-Junior) könnte eine Zulassung nach § 101 Abs. 1 Nr. 4 SGB V beantragen und mit dem bereits zugelassenen Vertragsarzt (Jobsharing-Senior) im gesperrten Planungsbereich eine Berufsausübungsgemeinschaft gründen. In der Berufsausübungsgemeinschaft würden auf einer Zulassung mit vollem Versorgungsauftrag zwei zugelassene Vertragsärzte arbeiten - allerdings unter Festsetzung einer Euro-Obergrenze. Die Jobsharing-Lösung käme dem von Herrn Freund genannten Teamgedanken sehr nahe. Eine Ausweitung der Sitzanzahl bzw. des Praxisumfangs wird aufgrund der Leistungsbegrenzung im Jobsharing von vornherein vorgebeugt.

Sowohl bei der Anstellung mit Leistungsbegrenzung auch als bei der Begründung eines Jobsharing Verhältnisses bedarf eines einer Fachidentität zwischen anstellenden Vertragsarzt und angestelltem Arzt bzw. Jobsharing-Junior und Jobsharing-Senior. Bei Psychiatern und Neurologen, die der Arztgruppe der Nervenärzte angehören, gilt gemäß § 41 Abs. 4 Bedarfsplanungs-Richtlinie folgende Besonderheit: Eine Übereinstimmung in den Arztgruppen besteht, wenn sich Ärzte aus der Arztgruppe der Nervenärzte zusammenschließen, sofern besondere Versorgungsbedürfnisse vorliegen. 

Für die Feststellung des Vorliegens besonderer Versorgungsbedürfnisse bedarf es stets einer einzelfallbezogenen Prüfung.

Eingruppierung als Doppelfacharzt Neurologie und Psychiatrie
Charmanterweise bietet die KV zunächst an, sich für N oder P zu entscheiden. Erst auf Antrag kann man dann die Zulassung und Abrechungsmöglichkeiten wie ein Nervenarzt bekommen.

Einstellung MFA Mustervertrag Anstellung
Die Ärztekammer Nordrhein hat einen guten Mustervertrag erstellt, der frei verfügbar ist. Unter Umständen wollen Sie den Kündigungsschutz ändern: Dies darf arbeitsrechtlich nicht zum Nachteil des Angestellten sein, so dass manche einen Zusatz mit kleinen Abänderungen anhängen, die für beide Seiten mehr Planbarkeit bieten.
https://www.aekno.de/mfa/ausgebildete-mfa-vertraege-und-merkblaetter
Es wird einvernehmlich vereinbart, dass abweichend von den Kündigungsfristen nach § 11 des o.g. Vertrages die Kündigungsfrist für das Arbeitsverhältnis der Medizinischen Fachangestellten
bei Kündigung durch die Fachangestellte 

im 1. Jahr 4 Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats

im 2. Jahr 6 Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats

ab dem 3. Jahr 2 Monate zum Ende eines Kalendermonats

bei Kündigung durch den Arbeitgeber

im 1. Jahr 4 Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats

im 2. Jahr 8 Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats

ab dem 3. Jahr 3 Monate zum Ende eines Monats beträgt.

Darüber hinaus gehende Kündigungsfristen zum Schutz der Arbeitnehmerin bezüglich des allgemeinen Vertrages sollen weiter Bestand haben, die Regelung bezüglich der Probezeit bleibt unbeeinflusst.

